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Rolf J. JLanghammer

Diskussionsergebnis

Die Diskussionen wurden durch die Referate von Hans-
R. Hemmer und Herman Muegge eingeleitet. Während
Hemmer die Erfolgsbedingungen eines evolutorischen Ent-
wicklungsprozesses und die Funktionen einer künftigen
Weltwirtschaftsordnung diskutierte, legte Muegge den
Schwerpunkt auf die Friktionen der gegenwärtigen Welt-
wirtschaftsordnung. In der Diskussion wurden für beide
Ansätze die Begriffe Soll- und Ist-Theorie geprägt. Die
Mehrzahl der Teilnehmer betonte die Interdependenz
zwischen Entwicklungsprozeß und Weltwirtschaftsordnung
und erörterte diese Interdependenz am Beispiel dreier
allgemeiner, d.h. nicht entwicklungsstandspezifischer Han-
delsstrategien und dem Beitrag der Welthandelsordnung.
Der umfassendsten Strategie (Öffnung der Weltmärkte)
wurden die Ankoppelung schwächerer Partner an innova-
tive Länder (Beispiel: ASEAN - Japan) sowie vor allem die
Ausweitung des Handels zwischen Entwicklungsländern
(Süd-Süd-Handel) gegenübergestellt. Einige Teilnehmer
warnten in diesem Zusammenhang jedoch vor unbegründe-
ter Euphorie. Weder hätten die traditionellen regionalen
Integrationsgemeinschaften schwere Verteilungskonflikte
verhindern können (Ostafrikanische Gemeinschaft,
LAFTA, Zentralamerikanischer Gemeinsamer Markt
u.a.), noch hätten sich die Entwicklungsländer bislang auf
konkrete globale, d.h. alle Länder umfassende Liberalisie-
rungskonzepte im Süd-Süd-Handel einigen können. Immer
noch überwöge die Abkoppelungs vor Stellung, Nord-Süd-
Handel durch Süd-Süd-Handel zu ersetzen, anstelle der
Strategie, hochgeschützte heimische Industrien einer stär-
keren Konkurrenz aus Entwicklungsländern auszusetzen.
Gerade weil diese Konkurrenz als sehr stark eingeschätzt
würde, sei die Liberalisierung des Süd-Süd-Handels bislang
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in sehr bescheidenen Anfängen steckengeblieben. Es wurde
zudem darauf hingewiesen, daß eine weitere Regionalisie-
rung des Welthandels über Süd-Süd-Präferenzen dem sinn-
vollen, weil transparenten Gebot der Nichtdiskriminierung
in der gegenwärtigen Welthandelsordnung entgegenstünde.

Transparenz sei ein Vorteil, der vor allem den schwäche-
ren und mit schlechteren Informationen ausgestatteten
Marktteilnehmern zugute käme. Dagegen wandten viele
Teilnehmer ein, daß eine künftige Welthandelsordnung den
außerordentlichen Unterschieden im Entwicklungsstand
innerhalb der Dritten Welt Rechnung tragen müßte und daß
uniforme Regeln wie allgemeine Nichtdiskriminierung und
unbedingte Meistbegünstigung diesen Unterschieden nicht
gerecht würden.

Man einigte sich, Normen und gegenwärtigen Stand der
Welthandelsordnung am Beispiel dreier Typen von Ländern
zu diskutieren:

Ländertyp I: Industrielle Anbieter
Ländertyp II: Rohstoffanbieter
Ländertyp III: Die am wenigsten entwickelten Länder,

die bislang weder über ein wettbewerbsfä-
higes Rohstoff- noch Industriegüterange-
bot verfügten.

Zum Ländertyp 1:

Als wesentliches Problem der fortgeschrittenen Industrie-
güteranbieter wurde der Marktzugang in den Industrielän-
dern hervorgehoben. Jede Reform der Welthandelsord-
nung müsse daher als Norm die Öffnung der Märkte
anstreben. Wie dies erreicht werden könnte, blieb kontro-
vers. Zwar herrschte Einigkeit darüber, daß das geringe
wirtschaftliche Wachstum in den Industriestaaten Vertei-
lungskonflikte und damit auch den Protektionismus als eine
Erscheinungsform von Verteilungskonflikten verschärft
habe. Jedoch bestand Zweifel darüber, ob eine Wachstums-
belebung quasi automatisch den Protektionismus abschwä-
chen würde. Hier wurde eingewandt, daß Protektionismus
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zunehmend sektorspezifische und selektive Bezüge und
weniger konjunkturelle Ursachen hätte. Eine Kontroverse
entspann sich darüber, wie das Wachstum in den Industrie-
staaten wiederbelebt werden könnte. Während einige Teil-
nehmer für eine aktive Wachstumspolitik als konzertierte
Aktion von Industriestaaten plädierten, sahen andere in der
Aufhebung von Inflexibilitäten und Zugangsbeschränkun-
gen auf Güter- und Faktormärkten wesentliche Anreize
zum Strukturwandel und Wachstum.

Als Haupthindernis für eine wirkungsvolle Bewegung
gegen Protektionismus wurden gut organisierte Lobbyinter-
essen auf dem politischen Markt für Protektionismus sowie
die Tatsache betont, daß in der gegenwärtigen Welthandels-
ordnung keine Sanktionen für diejenigen Staaten drohten,
die einseitig die GATT-Regeln der Meistbegünstigung und
Nichtdiskriminierung oder sonstige internationale Wettbe-
werbsprinzipien verletzen würden. Zudem würden Liberali-
sierungsansätze oft durch das Beharren auf gleichwertigen
Gegenkonzessionen blockiert. Wirkungsvolle Mitstreiter
für Marktöffnung fänden die Industriegüteranbieter aller-
dings in den so oft kritisierten multinationalen Unterneh-
men, sofern diese exportorientiert in den betreffenden
Ländern investiert hätten. Was den Reifeprozeß im Indu-
striegüterangebot der Entwicklungsländer anlangt („up-
grading"), so wurde betont, daß es einerseits gezielte
Abwehrmaßnahmen der Industriestaaten gegen upgrading
(so Zolltarifeskalationen, nicht-tarifäre Hemmnisse) gäbe,
daß aber auch andererseits Industriestaaten Entwicklungs-
länder in einen forcierten upgrading-Prozeß trieben, wenn
die Märkte für einfache Güter durch mengenmäßige
Beschränkungen verschlossen würden.

Zum Ländertyp II: Rohstoffanbieter.

Hier wurde zunächst auf die negative Wirkung von
erratischen Preisschwankungen auf den internationalen
Rohstoffmärkten für die Planungssicherheit und damit
Investitionsbereitschaft in rohstoffproduzierenden Ent-
wicklungsländern hingewiesen. Teilweise würden diese
Preisschwankungen auch durch den Agrarprotektionismus
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der Industriestaaten verursacht, die Instabilitäten von
heimischen Märkten auf Weltmärkte abwälzten.

Einigkeit über die anzustrebende Norm bestand darin,
daß eine künftige Weltwirtschaftsordnung möglichst keine,
von den Marktbedingungen abweichenden, zusätzlichen
Anreize zur Erhöhung der Rohstoffproduktion in Entwick-
lungsländern geben sollte. Gegen solche Anreize sprächen
kommende sprunghafte technologische Veränderungen
(Substitution von Kupferkabeln durch Glasfaser), sinkende
Einkommenselastizitäten bei einigen agrarischen Rohstof-
fen (Kaffee), geringe Verarbeitungspotentiale (Bananen)
sowie die erheblichen Ressourcen, die alternativen sinn-
volleren Verwendungen entzogen würden, würden sich
nationale und internationale Organisationen darauf kon-
zentrieren, Rohstoff markte mit dirigistischen Lösungen zu
stabilisieren. So wurde die These vertreten, daß eine
Kartell-Lösung geringere Alternativkosten als Abkommen
zwischen Anbietern und Nachfragern hätte, weil bei der
Kartell-Lösung die Stabilisierungskosten ebenso wie die
Kosten im Falle des Scheiterns auf der Anbieterseite lägen.
Bei der Abkommenslösung hingegen trügen die Nachfrager
die Kosten und nicht die Anbieter. Somit lägen größere
Anreize zur sanktionslosen Preiserhöhung und damit Aus-
weitung der Produktion bei der Abkommenslösung. Gegen
diese These wurde das Scheitern von Kartell-Lösungen auf
breiter Front, einschließlich des OPEC-Kartells, ins Feld
geführt. Einig war man sich, daß die Harmonisierung von
Zolltarifen in Industrieländern (hohe Zölle werden über-
durchschnittlich stark gesenkt) ein wirksamer Beitrag zur
Verlagerung von Weiterverarbeitungsprozessen in rohstoff-
exportierende Entwicklungsländer sei. Dennoch sei diese
Strategie wegen des begrenzten Weiterverarbeitungs-
potentials bei vielen Rohstoffen nur eine flankierende
Maßnahme. Im Vordergrund müßten Anreize stehen, die
dämpfend auf die Rohstoffproduktion einwirkten.

Zum Ländertyp III: Am wenigsten entwickelte Länder.

Bei der Frage, wie die am wenigsten entwickelten Länder
überhaupt zu einer Exportfähigkeit herangeführt werden
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könnten, kam es zu Diskussionen, die weit über den
ökonomischen Rahmen hinausgingen. Aspekte w]e_Kultur.-
tradition als öffentliches Gut, die Notwendigkeit einer
sozio-kulturellen Identität als Basis eines Entwicklungspro-
zesses , das Fehlen von kollektiven Gütern wie Rechtssicher-

r Kreditbeziehungen, Investition
und Produktivitätsfortschritt, das hohe Ausmaß an persönli-
cher Bereicherung in vielen Ländern als Folge von Mark-
teingriffen und Machtbefugnissen sowie das Verhalten der
politischen Eliten wurden angesprochen. Die Arbeits-
gruppe war sich darüber einig, daß das rasche Bevölke-
rungswachstum bei gleichzeitigem Rückgang der Nahrungs-
mittelproduktion in diesen Ländern (beispielsweise Sahel-
Zone) ein alarmierendes Signal für die Dringlichkeit von
Entwicklungskonzepten sei. Diese müßten dem Handelsa-
spekt vorgeschaltet werden. Es wurde angeregt, nicht nur
weltweite Sozialpläne und eine passive Sanierung als Aus-
weg aus der Existenzkrise der ärmsten Länder ins Auge zu
fassen, sondern auch nach unorthodoxen Lösungen zu
suchen. So könnte beispielsweise den in den Ländern
Ansässigen von Individuen in Industrieländern ein Lei-
stungseinkommen dafür gezahlt werden, daß sie ökologisch
sensible und wichtige Regionen (tropischer Regenwald)
einschließlich der dort lebenden Fauna^pflegten und_erhiej-
ten, anjstattjtenju^^
'ßeschreiten. Ob derartige Überlegungen allerdings in das
von westlichen Entwicklungsstrategien beherrschte Denken
der Machteliten paßten, bliebCoffen. Diskutiert wurde auch
die Frage, wer die Legitimation und Kompetenz besäße,
den ärmsten Entwicklungsländern Strategien zu empfehlen.
Deutlicher als bei bereits fortgeschrittenen Ländern stelle
sich hier die Frage, ob nicht die Industrieländer die geringste
Kompetenz besäßen.

Abschließend kam die Rolle des Staates in einer interna-
tionalen Weltwirtschaftsordnung zur Sprache. Einen star-
ken Staat, frei von Korruption und effizient in der Produk-
tion der von ihm bereitzustellenden öffentlichen Güter,
gäbe es in den meisten Entwicklungsländern nicht. Vielfach
setze der Staat statt dessen Preissignale in falscher Richtung
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(Beschäftigungsgarantien für Hochschulabsolventen), pro-
duziere er private Güter hinter hoher Protektion, vernach-
lässige er die öffentlichen Güter und ermuntere er durch
eine Vielzahl von Marktzugangskontrollen und Verleihung
von Verteilungsrechten private Bereicherung durch Kor-
ruption (rent-seeking). Dagegen wurde eingewandt, daß
der Staat vielfach unternehmerische Funktionen überneh-
men müsse, weil es an heimischen Unternehmern mangele.
Inwieweit der Staat allerdings auch durch seine Aktivitäten
Unternehmer verdränge und entmutige, wurde zwar disku-
tiert, aber nicht zu einem Konsensus gebracht. Ein schwa-
cher, weil seiner Rolle im Wirtschaftssystem unsicherer
Staat sei, so wurde abschließend diskutiert, in den zuneh-
mend an Bedeutung gewinnenden internationalen Koope-
rationen über die Nutzungsrechte von international mobilen
oder herrenlosen Ressourcen (common heritage of man-
kind) überfordert. Entwicklungsländer würden somit im
internationalen Bereich ähnliche Fehler wie im eigenen
Land machen, nämlich einseitig auf staatliche Kontrollen
bei Nutzungsrechten und direkte staatliche Beteiligung an
der Exploitation dieser Ressourcen zu bauen.
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